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1. Fixierungen mit und ohne Genehmigung sind an der Tagesordnung.  
In deutschen Krankenhäusern und Heimen ist es immer noch üblich, sturzgefährdete alte 

Menschen mit Gurten zu fixieren oder auf andere Weise in ihrer Bewegungsfreiheit massiv 
einzuschränken. Alternativen sind bekannt, werden jedoch selten genutzt, solange ein kurzer 

Antrag reicht, um eine richterliche Genehmigung zu erhalten. Auch ohne Genehmigung 
werden aus pflegeerleichternden Gründen täglich ungezählte Menschen in ihren Betten oder 

Stühlen fixiert, weil rechtlichen Konsequenzen nicht befürchtet werden müssen. 
Was verspricht ihre Partei konkret zur Abhilfe dieser Praxis zu unternehmen? 
 
Unser Ziel ist eine gewaltfreie Pflege. Der Schutz von Menschenrechten ist ein zentraler Bestandteil 
unserer Politik. Fixierungen und freiheitsentziehende Maßnahmen dürfen immer nur „Ultima Ratio“ 
sein, kommen aber in der Tat noch viel zu häufig zum Einsatz. Dabei sind inzwischen viele 

Alternativen entwickelt worden, um die Gründe und Befürchtungen, aus denen pflegebedürftige 

Menschen fixiert werden, auf andere Weise anzugehen. Dazu gibt es bereits erfolgreiche Projekte zur 
Beratung von Einrichtungen. So kann zum Beispiel einer Sturzgefahr mit Niedrugflurbetten, Geh- und 
Balancetraining und guten Sichtverhältnissen begegnet werden. Aggressives Verhalten nimmt durch 

einfühlsame Kommunikation, Wertschätzung und sinnvolle Beschäftigung ab. Auch Weglaufverhalten 

kann durch Einbindung in eine vertrauensvolle Umgebung reduziert werden. Einrichtungen, die sich 
diesen Maßnahmen gestellt haben, konnten die freiheitsentziehenden Maßnahmen erheblich 

reduzieren oder sogar völlig darauf verzichten. Unser Ziel ist, dass möglichst viele Einrichtungen in 

diesem Sinne sensibilisiert werden und dass Kenntnisse zur Vermeidung freiheitsentziehender 
Maßnahmen in den Ausbildungen von Pflegekräften, ÄrztInnen und auch Betreuungsrichtern 

verankert und in Fort- und Weiterbildungen vermittelt werden. 
 
2. Fehlende Sorgfalt bei Medikamentenverordnungen. Fehlende Aufklärung. Risiken und  

Nebenwirkungen werden billigend in Kauf genommen. Es ist lange bekannt und durch Studien 
belegt, dass alte Menschen häufig an den Folgen zu vieler oder falscher oder falsch dosierter 

Medikamente leiden (Polypharmazie, Intoxikation). Da auch Ärzte keine Zeit haben sich um die 

eigentlichen Probleme zu kümmern, stellen sie Rezepte aus. Auch bei Unruhe und 

Aggressivität werden meist sofort „chemische Keulen“ eingesetzt. Obwohl verständnisvolles 

Eingehen helfen würde, werden regelmäßig hochdosiert und dauerhaft Neuroleptika 

verabreicht, die den Menschen in eine voll-kommen hilflose Lage versetzen und wegen der 
bekannten Nebenwirkungen nur für bestimmte psychische Erkrankungen zugelassen sind. 

Ärzte ordnen diese Mittel meist ohne Information geschweige denn Aufklärung über die 

Risiken an, einfach nur weil das immer schon so üblich war. Angehörige/gesetzliche Vertreter 

die diese „Zwangs-behandlung“ mit Psychopharmaka ablehnen, sehen sich genötigt einen 

anderen Arzt und Heimplatz zu suchen. Diese Praxis ist deshalb so verbreitet, weil auch hier 
keine rechtlichen Konsequenzen befürchtet werden müssen. Klageverfahren von 

Angehörige/gesetzlichen Vertretern wurden noch in keinem uns bekannten Falle ernsthaft 

verfolgt. 
Was verspricht ihre Partei konkret zur Abhilfe dieser Praxis zu unternehmen? 
 
Bei der übermäßigen Gabe von Medikamenten zur „Ruhigstellung“ gilt das Gleiche wie bei 

vermeidbaren Fixierungen: das ist inakzeptabel und oft sind Alternativen zum Umgang mit 
beispielsweise aggressivem Verhalten oder Weglauftendenzen einfach zu wenig bekannt oder es 
fehlt Zeit und Personal dafür. Wir setzen uns dafür ein, dass die Einrichtungen, Betreuerinnen und 



Betreuer, Ärztinnen und Ärzte sowie Betreuungsrichterinnen und –richter angemessen über 

Alternativen zur Medikamentengabe und über die Grundrechtsrelevanz geschult werden. Auch in den 

entsprechenden Berufsausbildungen müssen diese Themen stärker berücksichtigt werden.  
Eine Medikation ohne oder gegen den Willen einer Person ist ein schwerer Eingriff in die Grundrechte 
der körperlichen Unversehrtheit und Selbstbestimmung und wird von vielen Betroffenen als 

traumatisierend und erniedrigend erlebt. Einwilligungsfähige Menschen dürfen nie gegen ihren Willen 

Medikamente verabreicht bekommen. Bei einwilligungsunfähigen Betreuten gelten auch in der Pflege 

die strengen Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts, die im Betreuungsrecht kodifiziert wurden. 
Um Missstände in der Praxis und gesetzliche Fehlentwicklungen zu erkennen und zu korrigieren, 

wollen wir ein dauerhaftes Monitoring über Anzahl, Dauer und Durchführung von 

Zwangsbehandlungen einrichten, zu denen auch Zwangsmedikationen gehören. Die Heimaufsichten 

in den Ländern müssen ihrer Aufsicht über die Einrichtungen nachkommen und gegen Missstände 

vorgehen. Nicht zuletzt braucht es ausreichend Personal, um Zwangsbehandlungen zu vermeiden. 
Deswegen wollen wir den Pflegeberuf aufwerten und die Arbeitsbedingungen verbessern. 
 
3. Der Willkür und Fremdbestimmung ausgeliefert. Besonders gefährdet sind Menschen mit 

Demenz, denn alleine diese Diagnose wird zumeist so ausgelegt, dass Willensbekundungen 
und Beschwerden nicht erst genommen werden brauchen. Vor allem Berufsbetreuer verfügen 

oft eigenmächtig die Unterbringung im Heim. Hinter dem Rücken des Betreuten und der 

Familie wird die Wohnung aufgelöst, das Haus verkauft, die Behandlung mit dem Arzt 

besprochen. Angehörige die sich darüber beschweren, erhalten Besuchsverbot. Die 

Entrechtungspraxis in der Konstellation „Pflege und Be-reuung“ zeigt oft kriminelle Züge. 

Denn die Einfallstore für Korruption und Betrug liegen im System. 
Was verspricht ihre Partei zum Schutz vor Betreuungswillkür zu tun? 
 
Die Selbstbestimmung und die individuellen Bedürfnisse der auf Betreuung Angewiesenen müssen im 

Mittelpunkt stehen. Wir wollen rechtliche Betreuung dort vermeiden, wo andere Hilfen die 
bedarfsgerechtere Form der Unterstützung sind. Dafür sind materielle und verfahrensrechtliche 

Leistungsverbesserungen im Sozialrecht vonnöten. So dürfen Leistungen für Menschen mit Demenz 

jenseits der Grundpflege nicht auf  Gruppenangebote beschränkt sein, sondern sollen auch 

individuelle Assistenz ermöglichen. Viele rechtliche Betreuungen werden auch als Notmaßnahme 

eingerichtet, weil Pflege- und Assistenzleistungen, die über die Leistungen der Pflegeversicherung 

hinausgehen, nur schleppend und oft erst im Widerspruchs- oder Klageverfahren gewährt werden. 

Beides wollen wir ändern.  
Für rechtliche BerufsbetreuerInnen wollen wir gesetzliche Mindestqualifikationen entwickeln und 

einführen. Betreuungsvereine und –behörden einerseits und Sozialleistungsträger andererseits sollen 

gemeinsam in einer Art leistungsträgerübergreifendem Fallmanagement zusammenarbeiten, die 

Betreuungsgerichte sollten als ständige Partner beteiligt sein. Nur so kann herausgefunden werden, 

welches die für die Person geeignetste, d. h. angemessenste und bedarfsgerechteste Lösung ist. 
 
4. Aktuell besteht keine Notwendigkeit die Grundrechte pflegebedürftiger Menschen zu  

beachten. An Gesetzen mangelt es nicht. Jedoch was nützen diese, wenn es nicht 

sichergestellt wird, dass sie auch beachtet werden. Niemand muss sich verpflichtet sehen, die 

in der Pflege-Charta definierten „Rechte“ zu beachten. Selbst bei nachweislich grober 

Verletzung der Grundrechte muss keine Strafe befürchtet werden. Das System schützt die 

Einrichtungen. Der Pflegebedürftige ist abhängig, fert und selten in der Lage seine Rechte 

einzuklagen. 
Worin sieht ihre Partei wirksame Maßnahmen zur Wahrung der Rechte hilfe-und 

pflegebedürftiger Menschen? 
 
Wir setzen uns für die Ziele der Pflege-Charta ein. Unser Leitbild ist eine gute und zugewandte 

Pflege, die sich an den Bedürfnissen der pflegebedürftigen Menschen orientiert. Ein wichtiger Schritt 

für eine bessere Transparenz darüber, wie gut die Qualität der Pflege in einer Einrichtung wirklich ist, 

wird die Einführung eines neuen „Pflege-TÜV“ sein. Wir haben von Anfang an kritisiert, dass der 

bisherige Pflege-TÜV diesen Zweck nicht erfüllt. Das neue Instrument muss sich stärker an der 



wirklichen Lebens- und Ergebnisqualität orientieren und nach seiner Erarbeitung sobald wie möglich 

in Kraft treten.  
Außerdem kann eine gute Pflege, sowohl ambulant als auch stationär, nur gelingen, wenn genügend 

Personal vorhanden ist. Hier muss die Politik die richtigen Weichen stellen, das hat die Große 

Koalition bislang versäumt. Wir wollen die Personalbemessungsregelungen für die stationäre und 

ambulante Altenpflege umgehend verbindlich einführen, sobald sie erarbeitet und erprobt sind. Zudem 

wollen wir uns bei den Tarifpartnern für einen „Tarifvertrag Soziales“ stark machen, der für faire Löhne 

in der Pflege sorgt.  
Auch pflegenden Angehörigen wollen wir unterstützen, denn im häuslichen Umfeld findet immer noch 

der Großteil der Pflege statt. Mit der grünen PflegeZeit Plus bieten wir deshalb einen dreimonatigen 

Lohnersatz und jährlich eine 10-tägige bezahlte Freistellung, wenn kurzfristig Unterstützung nötig wird. 

Damit unterstützen wir die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf und sorgen für Zeit und Ruhe, um sich 

um eine gute Pflege für die nahestehende Person kümmern zu können. Dieses Angebot steht nicht 

nur Familienmitgliedern, sondern auch Nachbarinnen, Freunden oder Bekannten zur Verfügung, die 

sich um eine pflegebedürftige Person kümmern. Um pflegende Angehörige in ihrem Alltag zu 

unterstützen, wollen wir Beratung und Information, flexible Tages- und Nachtpflege sowie Hol- und 

Bringdienste ausbauen. 


